
FAKTEN – Was ändert die Synode / die Strukturreform im Bistum Trier 

 

Abschlussdokument (S. 21): „Das Bistum Trier unterbricht die Gewohnheiten und Abläufe 

des bisherigen kirchlichen Lebens vor Ort. [Der Perspektivwechsel] bedeutet einen 

schmerzhaften Einschnitt, weil er das vertraute Umfeld des kirchlichen Lebens verändert 

wie kein anderer“.  

 

Im Einzelnen folgende Kernpunkte:  

 

- Die derzeit 887 Kirchengemeinden und 172 Pfarreiengemeinschaften werden 

aufgelöst. Es entstehen 35 Groß-Pfarreien (mit bis zu knapp 100.000 Mitchristen). Auf 

diese wird das Vermögen übergehen. D.h.: Abschiednehmen von der bisherigen Form 

der Pfarrei (vgl. Abschlussdokument, S. 21). 

- Eucharistiefeier sollen an festgelegten Orten stattfinden (nur in besonderen Fällen, wenn 

die örtlichen und personalen Gegebenheiten es zulassen, kann es Eucharistiefeiern an 

wechselnden Orten geben, Abschlussdokument, S. 51).  

- Sonntags sollen „nicht-eucharistische Gottesdienstformen“ angeboten werden, wie 

etwa Wortgottesdienste oder Tageszeitliturgien, womit eine Stärkung des ökumenischen 

Miteinanders vor Ort gefördert werden soll. Außerdem sollen „vermehrt Laien diese 

Gottesdienste verantwortlich gestalten“ (Abschlussdokument, S. 28). „Neue 

Gottesdienstformen sollen von allen Getauften entwickelt werden“ 

(Abschlussdokument, S. 52). Insgesamt soll „die Verantwortung für das 

gottesdienstliche Leben im Nahbereich verstärkt Laien anvertraut“ werden 

(Abschlussdokument, S. 52). 

- Zur Verkündigung und Predigt werden dazu befähigte Männer und Frauen beauftragt 

(Abschlussdokument, S. 21). Die Verkündigung und Predigt durch befähigte Männer und 

Frauen könnte ggfs. auch im Rahmen einer Eucharistiefeier der Fall sein, wenn das 

Kirchenrecht nicht entgegensteht – und sollte es entgegenstehen, dann möge, so das 

Abschlussdokument (S. 53), der Bischof darauf hinwirken, dass ggfs. das Recht angepasst 

wird.   

 

- Laien / ehrenamtlich Engagierte werden zunehmend in den Bestattungsdienst 

einbezogen (Abschlussdokument, S. 28, S. 52). 

- Die bisherigen Rätestrukturen, d.h. alle Gremien vor Ort, werden in der Pfarrei der 

Zukunft abgeschafft.  

- „Orte von Kirche“ sind nun der Schlüssel für das Konzept der Pfarrei der Zukunft 

(EinBlicke, S. 1). Der Begriff ist sehr offen. Es gilt das Jesus-Wort: „Wo zwei oder drei in 

meinem Namen versammelt sind, da bin ich mitten unter ihnen“. Wenn sie aber an der 

Synodalversammlung mitwirken sollen, brauchen sie allerdings eine Anerkennung 

durch den Rat der Pfarrei. Sie müssen dafür die Entsendevoraussetzungen des § 5 PGO-

Entwurf erfüllen, d.h. dem Rahmenleitbild der Pfarrei der Zukunft und der Ordnung der 

Gremien zustimmen sowie ein eigenes Anliegen beschreiben. Der Gesetzesentwurf sieht 

keine Regelungen zur „Kontrollierbarkeit“ der Zulassung vor. 

- Die Synodalversammlung fasst „richtungsweisende“ Beschlüsse (§ 2 Abs. 4 PGO-

Entwurf). Allerdings ist der Rat der Pfarrei verpflichtet, sich mit diesen Beschlüssen zu 

befassen und darüber (dann selbst) zu entscheiden (§ 11 Abs. 6 PGO-Entwurf). Das 

Präsidium der Synodalversammlung entscheidet im übrigen „unterjährig“ (wenn es keine 

Versammlung gibt) allein. Im Präsidium der Synodalversammlung sind ein 



Leitungsmitglied, zwei Mitglieder vom Rat der Pfarrei, sowie zwei Delegierte der 

Synodalversammlung vertreten (§ 6 Abs. 1, 4 PGO-Entwurf). In der Synodalversammlung 

sind überdies alle oberen Gremien vertreten (§ 4 Abs. 1 PGO-Entwurf).  

- Im Rat der Pfarrei ist das gesamte Leitungsteam vertreten (§ 14 Abs. 1 PGO-Entwurf). 

Der Vorstand des Rats der Pfarrei (Pfarrer, Moderator und Schriftführer) entscheidet in 

Fragen, die zwischen den Sitzungen zu regeln sind, allein (ausgenommen 

Vermögensfragen). Der Rat der Pfarrei ist darüber in der nächsten Sitzung zu informieren 

(§19 Abs. 6 PGO-Entwurf; ein „Einspruchs-/Vetorecht“ ist im Gesetzesentwurf aber nicht 

enthalten).  

Der Rat der Pfarrei führt in allen Fragen der Vermögensverwaltung die Aufsicht über das 

Leitungsteam (§ 11 Abs. 5 PGO-Entwurf, § 1 Abs. 3 KVVG 2020-Entwurf, wobei die 

Mitglieder des Leitungsteams in diesem Fall kein Stimmrecht haben, § 20 Abs. 6 PGO-

Entwurf). Der Rat der Pfarrei richtet aber dennoch einen Ausschuss für die 

Vermögensverwaltung ein (§ 21 PGO-Entwurf). Der Ausschuss bereitet die 

Beschlussfassung des Rates der Pfarrei in Vermögensangelegenheiten vor (§ 21 Abs. 3 

PGO-Entwurf).  

- Die Leitung der 35 Groß-Pfarreien obliegt zukünftig einem Gremium aus drei 

geeigneten hauptamtlichen Mitgliedern (darunter ein Pfarrer), die vom Bischof 

berufen werden (die Pfarrer auf sechs Jahre, die Hauptamtlichen auf vier Jahre mit einer 

Verlängerungsoption bis 12 Jahre), und aus zwei weiteren Ehrenamtlichen (§ 28 PGO-

Entwurf). Das Leitungsteam kann und soll die Pfarrei der Zukunft nicht „von oben“ 

gestalten (EinBlicke, S. 1). Die Mitglieder des Leitungsteams können jederzeit aus 

wichtigem Grund abberufen werden (z.B. Illoyalität gegenüber dem kirchlichen Auftrag, 

vgl. § 34 für die ehrenamtlichen Leitungsmitglieder). Eine Kontrollinstanz gibt es laut 

Gesetzesentwurf nicht.  

- Der Bischof kann aus wichtigen pastoralen Gründen Verwaltungsbefugnisse und 

Vertretungsrechte des Leitungsteams und des Rats der Pfarrei einschränken oder aussetzen 

und diese selbst wahrnehmen (§ 22 PGO-Entwurf). Der Bischöfliche Generalvikar kann 

Anweisungen über die Geschäftsführung erteilen und Gebühren festsetzen (§ 24 PGO-

Entwurf). 

- Die über die 35 Pfarrer des Leitungsteams hinausreichende Zahl von aktiven 

Priestern haben nach dem Gesetzesentwurf keine Entscheidungsbefugnisse mehr. Sie 

dürfen allein themen- und anlassbezogen mit beratender (nicht entscheidender) Stimme an 

den Sitzungen des Rates der Pfarrei teilnehmen (§ 14 Abs. 2 PGO-Entwurf). 

 

- Kommuniziert, aber nirgends nachlesbar, ist: Alle derzeit leitenden Pfarrer sollen 

versetzt werden; wohin, ist bislang ungewiss (Stand: 10. Juli 2019). Eine leitende 

Hirtenfunktion werden aber nur noch 35 Pfarrer haben können. 

 


